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Beschlussempfehlung 
des Vermittlungsausschusses 

zu dem Gesetz zur Förderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik  
in der Zivilgerichtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten 
– Drucksachen 20/8095, 20/9354, 20/9877 – 
 
 
Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Stephan Thomae 
Berichterstatter im Bundesrat: Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Das vom Deutschen Bundestag in seiner 138. Sitzung am 17. November 2023 be-
schlossene Gesetz zur Förderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zi-
vilgerichtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten wird nach Maßgabe der in der An-
lage zusammengefassten Beschlüsse geändert. 
Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuss 
beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist. 

 
 
Berlin, den 12. Juni 2024 
 
Der Vermittlungsausschuss 

Manuela Schwesig Dr. Reiner Haseloff Stephan Thomae 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 
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Anlage 

Gesetz zur Förderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik  
in der Zivilgerichtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten 

 
1. Artikel 4 wird wie folgt gefasst: 

‚Artikel 4 

Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung 
Die §§ 16 und 17 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung in der im Bundes-

gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Ar-
tikel 4 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert worden ist, werden wie folgt 
gefasst: 

„§ 16 

(1) Die Bundesregierung und die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung für 
ihre jeweiligen Zuständigkeitsbereiche vollvirtuelle Videoverhandlungen zum Zwecke ihrer Erprobung zu-
zulassen. Eine Videoverhandlung (§ 128a der Zivilprozessordnung) findet als vollvirtuelle Videoverhand-
lung statt, wenn alle Verfahrensbeteiligten und alle Mitglieder des Gerichts an der mündlichen Verhandlung 
per Bild- und Tonübertragung teilnehmen und der Vorsitzende die Videoverhandlung von einem anderen 
Ort als der Gerichtsstelle aus leitet. Die Landesregierungen können die in Satz 1 genannte Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 

(2) Die Zulassung vollvirtueller Videoverhandlungen kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren be-
schränkt werden. In der Rechtsverordnung ist Folgendes zu bestimmen:  
1. die technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen für die Herstellung der Öffentlichkeit nach 

Absatz 4 sowie  
2. Art und Umfang der nach § 17 zu erhebenden Daten.  
Die Geltungsdauer der Rechtsverordnung ist längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2033 zu befristen. 
Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Ist durch Rechtsverordnung nach den Absätzen 1 und 2 eine vollvirtuelle Videoverhandlung zu-
gelassen, so ist deren Durchführung nur zulässig, wenn  
1. alle Mitglieder des Gerichts gegenüber dem Vorsitzenden erklärt haben, an der mündlichen Verhand-

lung per Bild- und Tonübertragung teilzunehmen,  
2. gegenüber allen Verfahrensbeteiligten eine Videoverhandlung nach § 128a Absatz 2 Satz 1 der Zivil-

prozessordnung angeordnet wurde und  
3. kein Verfahrensbeteiligter fristgerecht Einspruch nach § 128a Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung 

eingelegt hat.  
Über die Durchführung einer vollvirtuellen Videoverhandlung entscheidet der Vorsitzende. 

(4) In öffentlichen Verhandlungen ist die Öffentlichkeit herzustellen, indem die vollvirtuelle Video-
verhandlung in Bild und Ton an einen öffentlich zugänglichen Raum im zuständigen Gericht übertragen 
wird. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend für die Urteilsverkündung nach § 310 Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozess-
ordnung. 
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§ 17 

(1) Das Bundesministerium der Justiz evaluiert unter Beteiligung der an der Erprobung teilnehmenden 
Länder vier Jahre und acht Jahre nach dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 19 Absatz 
1 dieses Gesetzes] die mit der vollvirtuellen Videoverhandlung gemachten Erfahrungen und die daraus ge-
wonnenen Erkenntnisse. 

(2) Die an der Erprobung teilnehmenden Länder berichten dem Bundesministerium der Justiz zum 
Zwecke der Evaluierung nach Absatz 1 am Ende eines jeden Kalenderjahres über die an den Gerichten in 
ihrem Zuständigkeitsbereich durchgeführten vollvirtuellen Videoverhandlungen. Der Bericht soll bezogen 
auf den Berichtszeitraum folgende Angaben enthalten: 
1. Anzahl der durchgeführten vollvirtuellen Videoverhandlungen, 
2. Angaben zu Art und Sachgebiet der Verfahren, in denen eine vollvirtuelle Videoverhandlung stattge-

funden hat, 
3. Angaben zur anwaltlichen Vertretung in diesen Verfahren, 
4. Angaben über die technische Ausstattung des öffentlichen Übertragungsraums nach § 16 Absatz 4 so-

wie die hierfür entstandenen Kosten und Aufwendungen, 
5. Angaben zum Umfang, in welchem die Öffentlichkeit von den Möglichkeiten des § 16 Absatz 4 Ge-

brauch gemacht hat, und 
6. Angaben über die Erfahrungen der Gerichte und Verfahrensbeteiligten mit der Durchführung vollvirtu-

eller Videoverhandlungen und der Herstellung der Öffentlichkeit nach § 16 Absatz 4.“ ‘ 
2. In Artikel 5 wird die Angabe „§ 16“ durch die Wörter „Die §§ 16 und 17“ und das Wort „wird“ durch das 

Wort „werden“ ersetzt.  
3. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 
‚5. § 128a wird wie folgt gefasst: 

„§ 128a 

Videoverhandlung 

(1) Die mündliche Verhandlung kann in geeigneten Fällen und soweit ausreichende Kapa-
zitäten zur Verfügung stehen als Videoverhandlung stattfinden. Eine mündliche Verhandlung fin-
det als Videoverhandlung statt, wenn an ihr mindestens ein Verfahrensbeteiligter oder mindestens 
ein Mitglied des Gerichts per Bild- und Tonübertragung teilnimmt. Verfahrensbeteiligte nach die-
ser Vorschrift sind die Parteien und Nebenintervenienten, ihre Bevollmächtigten sowie Vertreter 
und Beistände. 

(2) Der Vorsitzende kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 die Teilnahme 
an der mündlichen Verhandlung per Bild- und Tonübertragung für einen Verfahrensbeteiligten, 
mehrere oder alle Verfahrensbeteiligte gestatten oder anordnen. Gegen eine Anordnung kann der 
Adressat innerhalb einer Frist von zwei Wochen Einspruch einlegen. Hierauf weist der Vorsit-
zende mit der Anordnung hin. 

(3) Beantragt ein Verfahrensbeteiligter seine Teilnahme per Bild- und Tonübertragung, soll 
der Vorsitzende ihm diese unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 gestatten. Die Ableh-
nung eines Antrags auf Teilnahme per Bild- und Tonübertragung ist kurz zu begründen. 

(4) Wird der Einspruch nach Absatz 2 Satz 2 fristgerecht eingelegt, so hebt der Vorsitzende 
die Anordnung für alle Verfahrensbeteiligten auf, gegenüber denen eine Anordnung erfolgt ist. In 
diesem Fall soll der Vorsitzende den Verfahrensbeteiligten, die keinen Einspruch eingelegt haben, 
die Teilnahme per Bild- und Tonübertragung gestatten. Das Antragsrecht nach Absatz 3 Satz 1 
bleibt hiervon unberührt. 

(5) Der Vorsitzende leitet die Videoverhandlung von der Gerichtsstelle aus. Er kann ande-
ren Mitgliedern des Gerichts bei Vorliegen erheblicher Gründe gestatten, an der mündlichen Ver-
handlung per Bild- und Tonübertragung teilzunehmen. 
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(6) Den Verfahrensbeteiligten und Dritten ist es untersagt, die Videoverhandlung aufzu-
zeichnen. Hierauf sind sie zu Beginn der Verhandlung hinzuweisen. Die Videoverhandlung kann 
für die Zwecke des § 160a ganz oder teilweise aufgezeichnet werden. Über Beginn und Ende der 
Aufzeichnung sind die Verfahrensbeteiligten zu informieren. 

(7) Entscheidungen nach dieser Vorschrift sind unanfechtbar. Absatz 2 Satz 2 bleibt unbe-
rührt.“ ‘ 

b) Nummer 8 wird wie folgt geändert: 
aa) In Buchstabe a wird in Nummer 2 die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ ersetzt. 
bb) Die Buchstaben c und d werden gestrichen. 

c) In Nummer 12 Buchstabe a werden in Satz 3 die Wörter „ist abzusehen“ durch die Wörter „soll abge-
sehen werden“ ersetzt. 

d) In Nummer 16 Buchstabe b wird Absatz 2 wie folgt gefasst: 
„(2) Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen die Beweisaufnahme per Bild- und 

Tonübertragung gestatten oder anordnen. Das Antragsrecht steht den Verfahrensbeteiligten, Zeugen 
und Sachverständigen zu. § 128a Absatz 1, 2, 4 Satz 1 und 2 sowie Absatz 5 bis 7 gilt entsprechend. 
Der Einspruch nach § 128a Absatz 2 Satz 2 steht auch den Verfahrensbeteiligten zu. Satz 1 gilt nicht 
für den Beweis durch Urkunden.“ 

e) Nummer 18 wird wie folgt gefasst: 
‚18. Dem § 310 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vorsitzende kann den Verfahrensbeteiligten gestatten, an der Urteilsverkündung per Bild- 
und Tonübertragung teilzunehmen.“ ‘ 

f) In Nummer 21 wird in Absatz 3 Satz 3 gestrichen. 
g) In Nummer 32 wird in Absatz 1 die Angabe „4“ durch die Angabe „6“ ersetzt. 
h) In Nummer 33 wird in Absatz 2 nach den Wörtern „§ 128a Absatz“ die Angabe „4“ durch die An-

gabe „6“ ersetzt. 
4. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 
‚3. Dem § 30 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) In geeigneten Fällen und soweit ausreichende Kapazitäten zur Verfügung stehen, kann 
das Gericht auf Antrag oder von Amts wegen die Vernehmung eines Zeugen oder Sachverständi-
gen per Bild- und Tonübertragung gestatten. Das Antragsrecht steht den Beteiligten, Zeugen und 
Sachverständigen zu. § 128a Absatz 1, 5 und 6 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. Ent-
scheidungen über die Gestattung oder Ablehnung der Vernehmung per Bild- und Tonübertragung 
sind unanfechtbar.“ 

4. § 32 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) In geeigneten Fällen und soweit ausreichende Kapazitäten zur Verfügung stehen, soll 

das Gericht zur Erörterung der Sache auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen die Teil-
nahme per Bild- und Tonübertragung für einen Beteiligten, mehrere oder alle Beteiligte gestatten. 
§ 128a Absatz 1, 5 und 6 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. Die Ablehnung eines Antrags 
auf Teilnahme per Bild- und Tonübertragung ist kurz zu begründen. Entscheidungen über die Ge-
stattung oder Ablehnung der Erörterung per Bild- und Tonübertragung sind unanfechtbar.“ 

5. Dem § 33 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Als persönliches Erscheinen gilt auch die Teilnahme an einem Termin per Bild- und Tonüber-
tragung nach § 32 Absatz 3.“ ‘ 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 
,6. Dem § 34 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Im Anwendungsbereich des Absatzes 1 Nummer 1 kann das Gericht die persönliche 
Anhörung eines Beteiligten per Bild- und Tonübertragung gestatten. § 32 Absatz 3 gilt entspre-
chend.“ ‘ 
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5. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
‚3. Dem § 13a werden die folgenden Sätze angefügt: 

„§ 1100 Absatz 1 der Zivilprozessordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle von 
§ 128a Absatz 6 der Zivilprozessordnung § 50a Absatz 3 dieses Gesetzes anwendbar ist. § 1101 
Absatz 2 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass anstelle von § 284 Absatz 2 Satz 3 der Zivil-
prozessordnung in Verbindung mit § 128a Absatz 6 und § 284 Absatz 3 der Zivilprozessordnung 
§ 58 Absatz 4 Satz 3 in Verbindung mit § 50a Absatz 3 dieses Gesetzes anwendbar ist.“ ‘ 

b) In Nummer 5 wird § 50a wie folgt geändert: 
aa) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „in geeigneten Fällen und soweit 

ausreichende Kapazitäten zur Verfügung stehen“ eingefügt. 
bb) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Satz 1“ eingefügt. 

bbb) In Satz 2 wird nach dem Wort „ist“ das Wort „kurz“ eingefügt. 
c) In Nummer 8 wird Absatz 4 wie folgt gefasst: 

„(4) Der Vorsitzende kann auf Antrag oder von Amts wegen die Beweisaufnahme per Bild- und 
Tonübertragung gestatten. Das Antragsrecht steht den Verfahrensbeteiligten, Zeugen und Sachverstän-
digen zu. § 50a Absatz 1, 3 und 4 gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht für den Beweis durch Urkunden.“ 

d) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9 eingefügt: 
‚9. Dem § 60 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vorsitzende kann den Verfahrensbeteiligten gestatten, an der Urteilsverkündung per Bild- 
und Tonübertragung teilzunehmen.“ ‘ 

e) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die Nummern 10 und 11. 
6. Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird § 110a wie folgt geändert: 
aa) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „in geeigneten Fällen und soweit 

ausreichende Kapazitäten zur Verfügung stehen“ eingefügt. 
bb) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Satz 1“ eingefügt. 

bbb) In Satz 2 wird nach dem Wort „ist“ das Wort „kurz“ eingefügt. 
cc) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 2 wird das Wort „auch“ durch die Wörter „den Verfahrensbeteiligten,“ und das 
Wort „oder“ durch das Wort „und“ ersetzt. 

bbb) Folgender Satz wird angefügt: 
„Absatz 1 gilt entsprechend.“ 

dd) In Absatz 4 Satz 4 werden nach dem Wort „Verfahrensbeteiligten“ die Wörter „und im Falle von 
Absatz 3 auch die Zeugen und Sachverständigen“ eingefügt. 

b) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 eingefügt. 
‚7. Dem § 132 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vorsitzende kann den Beteiligten, ihren Bevollmächtigten und Beiständen gestatten, an der 
Urteilsverkündung per Bild- und Tonübertragung teilzunehmen.“ ‘ 

c) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8. 
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7. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 2 bis 4 werden gestrichen. 
b) Nummer 5 wird Nummer 2 und Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Als persönliches Erscheinen gilt auch die nach § 102a Absatz 2 Satz 1 gestattete Teilnahme per Bild- 
und Tonübertragung.“ 

c) Nummer 6 wird gestrichen. 
d) Nummer 7 wird durch die folgenden Nummern 3 und 4 ersetzt: 

‚3. § 102a wird wie folgt gefasst: 

„§ 102a 
(1) Die mündliche Verhandlung kann in geeigneten Fällen und soweit ausreichende Kapa-

zitäten zur Verfügung stehen als Videoverhandlung stattfinden. Eine mündliche Verhandlung 
findet als Videoverhandlung statt, wenn an ihr mindestens ein Verfahrensbeteiligter per Bild- 
und Tonübertragung teilnimmt. Verfahrensbeteiligte nach dieser Vorschrift sind die Beteiligten, 
ihre Bevollmächtigten und Beistände. 

(2) Das Gericht kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 auf Antrag eines 
Verfahrensbeteiligten oder von Amts wegen die Teilnahme per Bild- und Tonübertragung für 
einen Verfahrensbeteiligten, mehrere oder alle Verfahrensbeteiligte gestatten. Die Ablehnung 
eines Antrags auf Teilnahme per Bild- und Tonübertragung ist kurz zu begründen. 

(3) Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen die Vernehmung eines Zeugen, 
Sachverständigen oder Beteiligten per Bild- und Tonübertragung gestatten. Das Antragsrecht 
steht den Verfahrensbeteiligten, Zeugen und Sachverständigen zu. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(4) Den Verfahrensbeteiligten und Dritten ist es untersagt, die Übertragung aufzuzeichnen. 
Hierauf sind sie zu Beginn der Verhandlung hinzuweisen. Das Gericht kann die Videoverhand-
lung oder die Bild- und Tonübertragung nach Absatz 3 für die Zwecke des § 160a der Zivilpro-
zessordnung ganz oder teilweise aufzeichnen. Über Beginn und Ende der Aufzeichnung hat das 
Gericht die Verfahrensbeteiligten und im Falle von Absatz 3 auch die Zeugen und Sachverstän-
digen zu informieren. 

(5) Entscheidungen nach dieser Vorschrift sind unanfechtbar. 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Erörterungstermine (§ 87 Absatz 1 Satz 2 

Nummer 1 und § 87c Absatz 2 Satz 1).“ 
4. Dem § 116 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vorsitzende kann den Beteiligten, ihren Bevollmächtigten und Beiständen gestatten, an der 
Urteilsverkündung per Bild- und Tonübertragung teilzunehmen.“ ‘ 

8. Artikel 12 Nummer 8 wird durch die folgenden Nummern 8 und 9 ersetzt: 
‚8. Dem § 104 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vorsitzende kann den Beteiligten, ihren Bevollmächtigten und Beiständen gestatten, an der Ur-
teilsverkündung per Bild- und Tonübertragung teilzunehmen.“ 

9. In § 128 Absatz 2 werden die Wörter „Beschlüsse nach §§ 91a und 93a,“ gestrichen.‘ 
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